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Verbindliche Bedarfsplanung für stationäre Pflegeeinrichtungen im Kreis Unna einführen
Kreistag t6.t2.1,4
Kreisausschuss 15.12.14

Sehr geehrter Herr Landrat Makiol la,

wir bitten sie, nachfolgenden Antrag auf die Tagesordnung des Kreistages am t6.12.t4, bzw. auf die
Tagesordnung des Kreisausschusses am 15.L2.2014 und der vorlaufenden Fachausschüsse zu setzen
und zur Beratung und Abst immung zu stel len.

Antrag
Der Kreistag beschließt, von der neuen Möglichkeit des 511", Absatz 7 i.V.m. 522, Absatz 4 APG NRW
Gebrauch zu machen. Um den rechtlichen Anforderungen für derartige Bedarfsbestätigungen ge-
recht zu werden, beschl ießt der Kreistag nach Beratung im Ausschuss für Soziales, Famil ie und
Gleichstel lung sowie für Kreisentwicklung und Mobi l i tät  folgendes:

-+ Der Landrat wird aufgefordert, unverzüglich eine verbindliche Bedarfsplanung für die pflege-
rische Angebotsstruktur im Kreis Unna auf der Grundlage des 5 7 APG NRW in Angriff zu
nehmen. Diese Planung wird Grundlage für eine Bedarfsbestät igung und ist  dem Kreistag u.a.
nach Einbeziehung der kreisangehörigen Kommunen und nach Beratung in der Kreispf lege-
konferenz unter Wahrung der Fr ist  des S22, Absatz 4 APG NRW bis zum 31.03.2015 zur Be-
schlussfassung vorzulegen.

-+ Die verbindl iche Bedarfsplanung hat Aussagen zum Gesamtbedarf  im Kreis Unna zu tref fen
und Aussagen zum Bedarf  in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden.

-+ In der weiteren Folge wird die f inanziel le Förderung von tei l -  und vol lstat ionären Pf legeein-
r ichtungen, die innerhalb des Kreises Unna neu entstehen und zusätzl iche Plätze schaffen
sol len von einer Bedarfsbestät igung abhängig gemacht ($ 11 Abs. 7 APG NRW). Die Wirkung
erstreckt s ich auf al le zusätzl ich entstehenden Plätze in Einr ichtungen unabhängig von der
Kostenträgerschaft.



Begründung
Mit Inkrafttreten des neuen Alten- und Pflegegesetzes NRW (APG NRW) am 03.10'2014 wird eine

langjährige Forderung des Kreises Unna erfül l t ,  wieder eine Bedarfsbestätigung für den Neu- oder

U mba u von tei l- u nd vollstationä ren Pflegeei nrichtungen einzuführen.

lm Kreis Unna bestehen zurzeit 48 vollstationäre Pflegeeinrichtungen mit 4.015 Plätzen und 8 Kurz-

zeitpf legen mit 114 Plätzen (siehe auch Jahresbilanz 2013 des Fachbereiches Arbeit und Soziales)'  Der

Bau weiterer Einrichtungen steht kurz bevor oder ist zumindest im Abstimmungs-, Planungs- oder

Ge ne h m igu ngsverfa h ren.
In den vergangenen Jahren war es nicht mehr möglich, eine kreisweit gleichmäßige Vertei lung an
pflegeheimplätzen sicherzustel len. Mit Inkrafttreten des novell ierten Landespflegegesetzes in 2003

ist nämlich die bisherige kommunale Pflegebedarfsplanung (insbesondere aus EU-rechtl ichen Grün-

den) durch eine kommunale Pflegeplanung abgelöst worden. Konkret hatte dies zu Folge, dass auch
pflegeheimprojekte, die vom Kreis Unna nicht als bedarfsgerecht eingeschätzt werden, nicht verhin-

dert werden konnten, sofern sie sich an bauliche, pflegefachliche und rechtl iche Rahmenbedingun-
gen gehalten haben.

Ein überangebot an Pflegeheimen kann aber nicht wünschenswert sein. Eine Überversorgung kann
auch zu einem unerwünschten Verdrängungskampf führen. Sinnvoll  ist nur ein im Gemeinwesen, mit
den kreisangehörigen Kommunen abgestimmter Zuwachs an kreisweit vertei l ten Pflegeheimen, der
regelmäßig auf seine Notwendigkeit und Bedarfsgerechtigkeit hinterfragt wird. Jedes neue Pflege-
heim hat aufgrund des entstehenden Belegungsdruckes regelmäßig Auswirkungen auf den Kreis-

haushalt. Die kommunale Hand wird dabei immer mehr zum Ausfal lbürgen der Pflegeversicherung.

Insofern wird begrüßt, dass über das neue Alten- und Pflegegesetz NRW wieder die Möglichkeit einer
Bedarfsbestätigung eröffnet wird. Grundlage hierfür ist eine verbindliche Bedarfsplanung, die

schnellstmöglich entsprechend den rechtl ichen Anforderungen erstel l t  werden soll te.

Grundsatz für den Kreis Unna war und ist, die konkrete Bedarfssituation in den Kommunen zu be-

rücksichtigen. Insofern kann es keinesfal ls darum gehen, jegl iche Neubau- oder Erweiterungsaktivitä-
ten stationärer Pflegeeinrichtungen zu verhindern. So wird z.B. die Erfül lung der Einzelzimmerquote
von 80% ab 2018 zum Platzabbau führen der möglicherweise an anderer Stel le kompensiert werden

muss. Vielmehr geht es bei der verbindlichen Bedarfsplanung und Bedarfsbestätigung darum, ein

Steuerungsinstrument in Händen zu haben, um zukünft ig eine gleichmäßige und bedarfsgerechte
Vertei lung von Pflegeheimplätzen im Kreis Unna sicherzustel len.

Der Kreis Unna ats ört l icher Träger der Sozialhi l fe sol l te vor diesem Hintergrund von der Möglichkeit

des neuen 511, Absatz 7 APG Gebrauch machen und das Verfahren für eine verbindliche Bedarfspla-
nung gemäß 57, Absatz 6 APG einleiten.

Wir bitten um Zustimmung

Mit freundlichen Grüßen

3 g,^"9
Brigitte Cziehso
Vorsitzende der SPD-Fraktion


